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Wer erinnert sich noch an das MAI? 
Das Multilaterale Abkommen über 
Investionen, gestartet von OECD und 
Europäischer Union im Jahre 1995, 
scheiterte drei Jahre später – weil die 
Verhandlungen zwar unter Ausschluss 
der Öffentlichkeit geführt wurden, 
aber nicht geheim blieben. Was durch-
sickerte, reichte aus, um einen Protest-
sturm zu entfachen. Am Ende weiger-
ten sich einige europäische Länder, 
Frankreich voran, über das Abkommen 
zu verhandeln.1 Ein Fiasko, das den 
beteiligten Akteuren leider keine 
Lehre war. Sie machen weiter, immer 
nach dem Motto: „Aufgeschoben ist 
nicht aufgehoben. Beim nächsten Mal 
schaffen wir es, die Utopie der flachen 
Weltscheibe zustande zu bringen – den 
endlich eingeebneten Raum der globa-
len Konkurrenz.“ 

TAFTA und TTIP2 – unter diesen 
beiden Kürzeln ist nun die neue trans-
atlantische Freihandelszone im An-
marsch: „Sie wird Europa und Nord-
amerika einen neuen Aufschwung be-
scheren, einen sanften Weg aus dem 
tiefen Tal der Stagnation und Depres-
sion.“ So verkündet es die EU-Kommis-
sion, so predigt es Kanzlerin Merkel, so 
hat es Präsident Obama Anfang dieses 
Jahres versprochen. Warum aber gera-
de jetzt?

Die Antwort liegt auf der Hand: 
Die ehrgeizige Doha-Runde der Welt-
handelsorganisation (WTO) kommt 
seit zwölf Jahren nicht vom Fleck. 

1	 Vgl. Fritz R. Glunk (Hg.), Das MAI und die 
Herrschaft der Konzerne, München 1998. 

2	 Trans-Atlantic Free Trade Agreement (TAFTA)  
und Transatlantic Trade and Investment Part-
nership (TTIP).

Auch der jüngste WTO-Gipfel in Bali  
schien lange Zeit am hartnäckigen Wi-
derstand Indiens zu scheitern. Am En-
de einigten sich die fast 160 Staaten 
dann doch auf das erste große Dere-
gulierungsabkommen seit fast 20 Jah-
ren. Das sogenannte Bali-Paket um-
fasst Handelserleichterungen, den Ab-
bau von Agrarsubventionen und einige 
dürre Hilfen für Entwicklungsländer.

Doch angesichts der Unkalkulier-
barkeit der WTO betreiben die gro-
ßen Akteure der Weltpolitik ihre Neu-
ordnung des Welthandels längst auf 
anderem Wege. Der Plan einer trans-
amerikanischen Freihandelszone liegt 
derzeit zwar auf Eis, aber umso mehr  
ruhen die Hoffnungen auf TPP, der 
transpazifischen Freihandelszone, zu 
der neben den USA elf weitere Anrai-
nerländer des pazifischen Raumes ge-
hören, und auf TAFTA, dem Gemein-
schaftsprojekt von USA und EU. 

Geht es nach den Erfindern, wird 
aus TAFTA mehr als die größte Frei-
handelszone der Welt mit über 800 Mil- 
lionen Kunden auf beiden Seiten des 
Atlantik (oder rund einer Milliarde, 
wenn man die Nordamerikanische 
Freihandelszone, NAFTA, und die Bei-
trittskandidaten der EU hinzunimmt). 
Es wird ein transkontinentaler Bin-
nenmarkt, der Atlantik zum mare nos-
trum, zum Binnensee Transatlantiens. 
Mehr als ein Drittel des Welthandels-
volumens wird hier abgewickelt, gut 
die Hälfte des globalen Bruttosozial-
produkts wird hier erwirtschaftet – 
und dank TAFTA soll das Ganze end-
lich wieder wachsen. Allerdings wird 
dieses Wachstum selbst nach den op-
timistischen (und methodisch höchst 

Michael R. Krätke

TAFTA: Das Kapital gegen  
den Rest der Welt
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dukten, die hier aus guten Gründen 
verboten sind, wie Genmais, Chlor-
hähnchen, Hormonfleisch. Aus ihrer 
Sicht geht es um Abbau all jener staat-
lichen Vorschriften und Kontrollen, 
die es auf dem US-amerikanischen 
Binnenmarkt nicht oder nicht in die-
ser Form gibt. Für die Europäer geht es 
dagegen just um die Erhaltung jener 
mühsam erworbenen Standards – die 
Amerikaner sollen sich dem fast über-
all höheren Niveau der europäischen 
Marktregulierung anpassen. Also 
bleibt nur die „Harmonisierung“, die 
aber schon in Europa Jahrzehnte ge-
dauert hat und noch längst nicht abge-
schlossen ist. 

Die Ironie der Geschichte: In den 
USA gelten im Moment noch strik-
tere Finanzmarktregeln als in Euro-
pa. Wenn alle Dienstleistungssekto-
ren „liberalisiert“ werden sollen, gilt 
das selbstverständlich auch für die Fi-
nanzdienstleistungen. Folglich steht 
uns eine seltsame Allianz der Finanz-
marktderegulierer ins Haus, die die 
gerade erst begonnene Reregulierung 
von Banken und Finanzmärkten mit 
Elan wieder zurückdrehen werden – 
die Lobbyisten der britischen „Finanz-
industrie“ an der Spitze der Bewegung. 

Die erste Verhandlungsrunde ging 
bereits im Sommer über die Bühne, 
noch bevor die NSA-Abhörpraktiken 
ruchbar wurden. Nach kurzer Empö-
rung, garniert mit publikumswirksa-
men Drohungen, die Verhandlungen 
auszusetzen, ging im November in 
Brüssel die zweite Verhandlungsrun-
de ungestört vonstatten, die dritte Run-
de in Washington im Dezember. Im Ja-
nuar folgt ein Spitzentreffen der Chef-
unterhändler, dann soll es im Monats-
takt weitergehen, um möglichst vor 
dem Herbst 2014 zum Abschluss zu 
kommen – bevor die jetzige EU-Kom-
mission ausscheidet und die Ameri-
kaner einen neuen Kongress wählen. 
Dieser irrwitzige Zeitplan wird jedoch 
selbst dann nicht zu halten sein, wenn 
Parlamentarier, Wahlvolk und Medien 
nicht dazwischen funken. 

fragwürdigen) Prognosen, die die EU-
Kommission in Auftrag gegeben hat, 
höchst bescheiden ausfallen – kaum 
0,5 Prozent zusätzlich pro Jahr. Das 
sind einige hunderttausend Jobs, wenn 
es gut geht. Wie die Geschichte ähnli-
cher Freihandelsabkommen, etwa der 
NAFTA, zeigt, muss es aber nicht gut 
gehen. Am Ende kann sehr wohl ein 
Nettoverlust an Beschäftigung heraus-
kommen – wegen absehbarer Rationa-
lisierungseffekte.

Harmonisierung nach unten –  
unter Ausschluss der Öffentlichkeit

Um Zollpolitik, um Zollsenkungen 
nämlich, geht es in diesen Verhand-
lungen auch, aber nur am Rande. Das 
Zollniveau befindet sich im transatlan-
tischen Handel bereits auf historisch 
niedrigen Niveau: zwischen drei und 
sieben Prozent des Handelsvolumens. 
Werden diese Zölle aufgehoben, ist das 
zwar nett für die Konsumenten hüben 
und drüben, aber kaum geeignet, den 
versprochenen Boom auszulösen. Weit 
wichtiger sind die nichttarifären Han-
delshemmnisse, die Handelsbarrieren 
hinter den Zollgrenzen, die die Frei-
händler seit jeher auf die Bäume trei-
ben. Als Handelshemmnis gilt ihnen  
alles – von Verboten über Kontingente 
bis hin zu technischen, Gesundheits-, 
Sicherheits-, Umweltschutz- und Hygie- 
nevorschriften. Da die einschlägigen 
Regularien zwischen den USA und der 
EU höchst unterschiedlich sind, müs-
sen sie angeglichen werden. Aus Sicht 
überzeugter Freihändler kann das na-
türlich nur der kleinste gemeinsame 
Nenner sein. Doch die EU-Kommission 
hat versprochen, dass es einen Abbau 
von Sicherheits-, Sozial-, Gesundheits- 
und Umweltstandards in Europa nicht 
geben soll. Dennoch soll am Ende das 
gleiche gelten wie auf dem europä- 
ischen Binnenmarkt: Was in einem Land  
erlaubt ist, ist in allen Ländern erlaubt. 

Die US-Industrien drängen bereits 
auf die europäischen Märkte – mit Pro-
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Damit alles hübsch ruhig bleibt, lau-
fen die Verhandlungen bis jetzt unter 
striktem Ausschluss der Öffentlichkeit, 
im unguten neuen Stil der Geheimdi-
plomatie mit Ansage: Man weiß zwar, 
dass, wo und wann verhandelt wird, 
man weiß, wer da am Tisch sitzt, aber 
die Leute, die es wirklich angeht auf 
beiden Seiten des Atlantik, also: wir 
alle sollen nicht erfahren dürfen, wo-
rüber da im Detail verhandelt wird. 
Selbst die Eingeweihten, wie der grü-
ne Europa-Abgeordnete Yannik Jadot,  
eigentlich als Berichterstatter des Eu- 
ropäischen Parlaments dazu bestellt, 
die Verhandlungen zu kontrollieren, 
fühlen sich düpiert. Denn über die we-
nigen Sitzungen, an denen sie teilneh-
men durften, haben sie ebenso striktes 
Stillschweigen zu wahren wie die be-
teiligten EU-Beamten. 

Schiedsgerichte als  
neoliberale Lieblingsidee

Nur ein Bruchteil der internen Papiere 
ist bisher durchgesickert, einige weni-
ge Positionspapiere hat die EU-Kom-
mission im Juli 2013 veröffentlicht. 
Was wir immerhin wissen, dank der 
Aufmerksamkeit einiger NGOs wie 
Corporate Europe Observatory: Es gab 
bislang acht Treffen mit Vertretern von 
NGOs wie Verbraucherschutz- und 
Umweltschutzverbänden. Dem stehen 
allerdings mehr als 119 Treffen mit 
Konzernvertretern, also Berufslobby- 
isten der Großkonzerne bzw. Unter-
nehmerverbände, gegenüber. Man 
weiß bzw. vermutet, dass eine bunte 
Truppe von gut 600 Konzernvertretern 
regelmäßig zu den Verhandlungsrun-
den hinzugezogen wird; einige rüh-
men sich bereits ihrer Mitautorschaft. 
Das ist in Brüssel, nach Washington die 
zweite Hauptstadt des weltweiten Lob-
byismus, seit jeher der Brauch.

Dank der Lobbyisten steht auch eine 
der 1998, durch den Kampf gegen das 
MAI gescheiterten Lieblingsideen der 
Liberalisierungsfreunde wieder auf der 

Agenda: die Idee der Schiedsgerichte.3 
Diese dürfen zum Schutz der Investo-
renrechte die beteiligten Staaten in die 
Schranken weisen, und zwar auf al-
len Ebenen, bis hinunter zur Gemein-
de. Erfunden wurden solche Schieds-
gerichte, weil auf den gewöhnlichen 
Rechtsweg in zahlreichen Diktaturen 
und failed bzw. failing states der so-
genannten Dritten Welt kein Verlass 
mehr war und ausländische Unterneh-
men reihenweise enteignet bzw. aus-
geplündert wurden. Nur was soll der-
gleichen in Europa oder den USA, wo 
die Gerichte sehr wohl funktionieren 
und niemand das Klagerecht ausländi-
scher Unternehmen in Frage stellt? 

Die Gerichte der Gastländer seien 
den ausländischen Investoren nicht ge-
wogen, heißt es. Mag sein. De facto ist 
der Ruf nach überstaatlichen Schieds-
gerichten, in denen Wirtschaftsanwäl-
te statt Richtern das Sagen haben, ein 
Affront und eine Herausforderung der 
Souveränität aller beteiligten Staaten. 
Große Konzerne, private Vereinigun-
gen privater Geschäftemacher, maßen 
sich an, eine Sondergerichtsbarkeit für 
ihre Privatinteressen zu verlangen, die 
es ihnen erlauben soll, gegen jede Re-
gelung, jede Gesetzgebung eines Staa-
tes, die ihnen nicht passt, milliarden-
schwere Schadensersatzklagen anzu-
strengen. Die Ansprüche von Investo-
ren sollen höheren Rang und höhere 
Verbindlichkeit erhalten als jede na-
tionale und supranationale Gesetzge-
bung und Rechtsprechung. Das ist für-
wahr ein starkes Stück. Doch man soll 
sich nicht täuschen: Diese Schiedsge-
richtsbarkeit blüht seit Jahr und Tag 
unter dem Mantel der Welthandels-
organisation. Die Zahl der Verfahren 
steigt rapide, wie die UNCTAD zu be-
richten weiß. Und eine kleine Zahl 
international agierender Anwaltskanz- 
leien verdient sich damit goldene Na-
sen. Klar, innerhalb einer Freihandels-
zone fallen die Zölle, innerhalb eines 

3	 Vgl. Pia Eberhardt, Konzerne versus Staaten: 
Mit Schiedsgerichten gegen die Demokratie, 
in: „Blätter“, 4/2013, S. 29-33.
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Binnenmarkts gelten im Prinzip die 
gleichen Spielregeln für alle. Für alle, 
die draußen bleiben müssen, gilt das 
jedoch nicht. Sprich: für den großen 
Rest der Welt. 

Die Außenzölle der TAFTA richten 
sich daher gegen den Rest der Welt, 
und der wird sich wohl oder übel dem 
neuen Giganten anpassen müssen. 
Nur wenige Schwergewichte unter den 
Outsidern können auf Kulanz hoffen. 
In erster Linie betrifft das den Export-
weltmeister China, der weder transpa-
zifisch noch transatlantisch dabei ist. 
Für die übrigen BRICS-Staaten und 
für Japan, vor allem aber für sämtli-
che Länder des globalen Südens ist 
die Konfrontation mit der neu formier-
ten Oberliga der Weltwirtschaft unver-
meidlich – der „ersten Welt“ in Gestalt 
von TPP und TAFTA. Da „zweite“ und 
„dritte Welt“ jedoch kaum gemeinsam 
agieren, bleibt ihnen nur die Unterwer-
fung in bilateralen Handelsverträgen. 

Frisches Wasser auf die alten 
Mühlen von Attac

Für die Globalisierungskritiker kommt 
TAFTA dagegen wie gerufen, für ihre 
Speerspitzen wie Attac ist das geplante 
Freihandelsabkommen frisches Was-
ser auf die alten Mühlen. Am 12. und 
13. Dezember 2013 trafen sich die euro-
päischen NGOs, um ihre Kampagnen 
zu koordinieren, ein erstes Treffen mit 
den TAFTA/TTIP-Gegnern aus den 
USA ist für Januar geplant.4 Um dieses 
Riesenrad noch aufzuhalten bzw. um-
zulenken, braucht es jedoch mehr als 
ein paar Demonstrationen. 

Die Europäer haben dabei eine Men-
ge zu verlieren; hier sollte und müsste 
sich der Widerstand besonders formie-
ren. Konsumenten wie Produzenten, 

4	 Vgl. den offenen Brief von Attac Deutschland 
an alle Abgeordneten des neu gewählten 
Deutschen Bundestags vom 8.11.2013 und die 
Übersicht über Aktivitäten und Publikationen 
von Attac und anderen Nichtregierungsorga-
nisationen auf www.attac-netzwerk.de und 
www.labournet.de. 

Arbeitnehmer, Umweltschützer und 
ihre Verbände werden sich der Heraus-
forderung stellen müssen – zusammen 
mit den europäischen Industrie- und 
Agrarverbänden, die die ungebremste 
US-Konkurrenz zu Recht fürchten. Die 
Alternative lautet, sich von den Kon-
zernen überrollen zu lassen und in der 
schönen neuen Welt von Transatlan-
tien aufzuwachen. 

Im Moment sind es jedoch die US-
amerikanischen Verbraucherschützer,  
die am lautesten trommeln.5 Sie hof-
fen darauf, mit Hilfe der Europäer ihren 
eigenen Konzernen und Wirtschafts-
lobbys ein wenig marktwirtschaftli-
che Mores lehren zu können. Aber wer 
bringt die EU-Kommission dazu, im 
wohlverstandenen Eigeninteresse der 
EU tatsächlich hart zu verhandeln? 

Zweifel sind hier zumindest ange-
bracht. Zu den Widerständlern gehören 
daher zu Recht nicht wenige Europar-
lamentarier, die sich überfahren füh-
len. Dazu gehören auch die Eurokra-
ten, eine der wenigen aufgeklärten und 
hoch qualifizierten Eliten, die Europa 
noch hat. Auch sie können nicht froh 
sein über die Aussicht, von Konzern-
strategen wie dumme Jungs behandelt 
zu werden und die mühsam ausgehan-
delten Regularien des Binnenmarkts, 
die Arbeit von Jahrzehnten, mit ein 
paar Federstrichen vom Tisch gewischt 
zu sehen. Insofern besteht hier durch-
aus die Chance zu erstaunlichen Alli-
anzen des Widerstands. 

Was allerdings pessimistisch stim-
men muss: Die erste Schlacht um TAF-
TA/TTIP ist längst verloren. Denn die 
Verhandlungen zwischen der EU und 
Kanada um ein ganz ähnliches Abkom-
men namens CETA sind bereits abge-
schlossen. Zwar sind die Vereinbarun-
gen noch geheim, an einem Vertrags-
text wird noch gebastelt, aber große 
Änderungen dürfen wir nicht mehr er-
warten. Nach allem, was wir wissen, 
haben sich weder die EU-Kommission 

5	 Vgl. den Beitrag von Lori Wallach, TAFTA 
– die große Unterwerfung, in: „Le Monde  
diplomatique“, 8.11.2013. 
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noch die kanadische Regierung um die 
Bedingungen der EU-Parlamentarier 
geschert: Vorrang für den gewöhnli-
chen Rechtsweg und für die nationale 
Gerichtsbarkeit vor dubiosen Schieds-
gerichten. Deshalb bleibt dem EU-Par-
lament gar nichts anderes übrig, als 
den Vertrag schon wegen der vorge-
sehenen Schiedsgerichtsbarkeit ins-
gesamt abzulehnen. Sollte CETA da-
gegen in Kraft treten, während die Ver-

handlungen zu TAFTA/TTIP noch lau-
fen, hätten die Amerikaner einen ent-
scheidenden Vorteil errungen. Über 
ihre kanadischen Standorte und Töch-
ter können die US-Konzerne dann je-
derzeit zu gleichen Bedingungen auf 
den europäischen Markt vordringen 
wie kanadische Unternehmen – umge-
kehrt wäre das schon erheblich schwie-
riger. Eigentlich bräuchten die Ameri-
kaner TAFTA dann gar nicht mehr. 

Heiko Flottau

Der Iran und die Politik der Vernunft

Mitunter sind die Reaktionen auf Er-
eignisse ebenso erhellend wie das Er-
eignis selbst. Jüngstes Beispiel ist die 
Unterzeichnung eines Zwischenab-
kommens zwischen dem Iran und den 
fünf ständigen Mitgliedern des UN- 
Sicherheitsrates sowie der Bundesre-
publik. Die Einigung sieht vor, dass der 
Iran bis Ende Mai 2014 auf eine Weiter-
entwicklung seines Atomprogramms 
verzichtet. Im Gegenzug lockert der 
Westen die Wirtschaftssanktionen.

Das Ergebnis verärgert insbesonde-
re Israel und Saudi-Arabien. Der israe-
lische Ministerpräsident Benjamin Ne-
tanjahu kritisierte, das Abkommen sei 
ein „historischer Fehler“, nun erhielte 
das „gefährlichste Land der Welt die 
gefährlichste Waffe der Welt“. Saudi-
Arabien verzichtete bereits im vergan-
genen Herbst auf einen nichtständigen 
Sitz im Weltsicherheitsrat, um so gegen 
eine politische Aufwertung seines Ri-
valen zu protestieren. Die Absage be-
gründete der Golfstaat vordergründig 
damit, dass die Vereinten Nationen 
nicht effektiv genug arbeiteten.

Zu den politischen Gewinnern des 
jüngsten Abkommens zählen – zumin-

dest vorläufig – der Iran und US-Prä-
sident Barack Obama. Die iranische 
Bevölkerung kann auf bessere wirt-
schaftliche Verhältnisse hoffen. Der in-
nenpolitisch wegen des mehr als holp-
rigen Starts seiner Gesundheitsreform 
in der Kritik stehende Obama kann zu-
mindest in der Außenpolitik einen Er-
folg vorweisen: Er hat das Versprechen 
seiner Antrittsrede von 2009 eingelöst, 
auch jenen autoritär regierten Ländern 
die Hand zu reichen, die ihre Faust lo-
ckerten.

Die Sorgen Israels  
und Saudi-Arabiens

Doch das Zwischenabkommen ist 
nur ein erster Schritt. Ob diesem ein 
zweiter, für die Zukunft verbindlicher 
Schritt folgen wird, ist derzeit noch völ-
lig offen. Denn das politische Störfeuer 
wird zunehmen – und zwar gleich von 
drei Seiten. Konservative Kongressmit-
glieder in Washington fordern schon 
jetzt ein Ende der Verhandlungen; 
stattdessen sollen die Sanktionen aus-
gebaut werden – ungeachtet dessen, 
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